
  

Abzocker im Konzern

Dimension der Korruption rechtfertigt Namensnennung
und Fotoveröffentlichung

Eine Zeitschrift berichtet über einen Korruptionsskandal in einem großen
Unternehmen. In diesem Zusammenhang wird ein Geschäftsführer namentlich als
Verdächtiger genannt. Zudem wird ein Foto von ihm veröffentlicht. Der Betroffene
sieht sich vorverurteilt und schaltet über seinen Anwalt den Deutschen Presserat ein.
Dieser verweist auf diverse Falschdarstellungen. So hätten z.B. die anderen
Verdächtigen – entgegen der Aussage der Zeitschrift – bisher kein Geständnis
abgelegt und sein Mandant sei auch von keiner Seite aus als “Kopf einer
Abzockertruppe” bezeichnet worden. Der Anwalt beanstandet ferner
Namensnennung und die Veröffentlichung des Fotos. Die Rechtsabteilung des
Verlags betont, an jeder Stelle des Artikels werde deutlich gemacht, dass
gegenwärtig staatsanwaltschaftliche Ermittlungen gegen den Beschwerdeführer
laufen und er deshalb nur in Verdacht stehe, strafbare Handlungen begangen zu
haben. Der Betroffene sei ein führender Mitarbeiter im Konzern, so dass ein
berechtigter Anlass zu einer Verdachtsberichterstattung bestanden habe. Da es sich
insgesamt um Vorgänge handele, die in der Region großes Aufsehen erregt hätten,
seien Namensnennung und die Veröffentlichung des Fotos gerechtfertigt. Sämtliche
Tatsachenbehauptungen, die beanstandet würden, seien sorgfältig recherchiert und
entsprächen dem gegenwärtigen Ermittlungsstand. Die Ermittlungsbehörden gingen
davon aus, dass der Beschwerdeführer in dem Korruptionsgeflecht eine
herausragende Rolle gespielt habe. (1998)

Nach Auffassung des Presserats waren die Bekanntgabe des Namens und die
Veröffentlichung des Fotos gerechtfertigt, da der Betroffene in seinem Konzern eine
herausgehobene Position bekleidete. Hinzu kommt die enorme Höhe der Summen,
die offenbar verschoben wurden. Unter diesen beiden Gesichtspunkten ist die
Veröffentlichung von Namen und Foto presseethisch nicht zu beanstanden, da ein
hohes Maß an öffentlichem Interesse an den Vorgängen und einer Berichterstattung
darüber bestand. Das Persönlichkeitsrecht des Beschwerdeführers musste im
konkreten Fall somit hinter dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit
zurückstehen. Der Presserat bewertet die Veröffentlichung als eine zulässige
Verdachtsberichterstattung, durch die der Beschwerdeführer nicht vorverurteilt wird.
Seine Bezeichnung als “Kopf einer Abzockertruppe” erachtet der Presserat als
presseethisch zulässig, da die Ermittlungsbehörden offenbar davon ausgehen, dass
er bei den Vorgängen eine tragende Rolle gespielt hat. Da keine Verstöße gegen die
Ziffern 8 und 13 des Pressekodex vorliegen, wird die Beschwerde als unbegründet
zurückgewiesen. (B 144/98)



Aktenzeichen:B 144/98
Veröffentlicht am: 01.01.1998
Gegenstand (Ziffer): Schutz der Persönlichkeit (8); Unschuldsvermutung (13);
Entscheidung: unbegründet 
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